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Schutzwall gegen die drohende Pleitewelle
Entwurf. Firmen
sollen sich leichter ent-
schulden können.
Auch ohne Insolvenz.
Wie soll das in der
Praxis funktionieren?
VON CHRISTINE KARY

Wien. Seit Dienstag ist der Entwurf
für eine Restrukturierungsordnung
in Begutachtung. Die Zeit drängt -

nicht nur, weil die entsprechende
EU-Richtlinie (2019/1023) bis zum
17. Juli umgesetzt werden muss: Es
geht auch ums Überleben vieler
von der Coronakrise schwer ge-
beutelter Unternehmen. EÜiche
werden in den nächsten Monaten
an den Rand der Pleite schlittern.
Da könnte das neue, gerichüiche
Restrukturierungsverfahren ein
Rettungsanker sein.

Offenstehen wird das neue
Verfahren insolvenzgefährdeten,
aber zahlungsfähigen Unterneh-
men mit Ausnahme des Finanz-
sektors. Es soll vor allem das Aus-
handeln eines Schuldenschnitts
erleichtern. Innerhalb von 60 Ta-
gen muss ein Restrukturierungs-
plan vorliegen, samt einer Fortbe-
stehensprognose, die belegt, dass
die geplanten Maßnahmen wahr-
scheinlich die Pleite abwenden
können. Dabei entscheidet der
Schuldner, welche Gläubiger er in

die Restrukturierung einbezieht (z.
B. nur die Banken). Arbeitnehmer-
forderungen sind davon ausge-
nommen. Neu ist auch eine Unter-
scheidung nach Gläubigerklassen
(z. B. besichert oder unbesichert).
Und, so Eva Spiegel, Restrukturie-
rungsexpertin in der Anwaltskanz-
lei Wolf Theiss:  Die Sanierung
kann, wenn nötig, auch gegen den
Widerstand einzelner ,Akkord-Stö-
rer' über Mehrheitsentscheidun-
gen durchgesetzt werden." Selbst
einzelne Gläubigerklassen können
unter bestimmten Voraussetzun-
gen überstimmt werden.

Vollstreckungssperre möglich
Bis zu einem gewissen Grad kann
sich der Schuldner auch vor Gläu-
bigerzugriff schützen. So kann er
beim Gericht eine Vollstreckungs-

Vollstreckungs-
sperre beantragen, Geschäftsleiter
haben dann auch kein Haftungsri-
siko, wenn sie im laufenden Ge-
schäftsbetrieb Rechnungen bezah-
len. Auch neue Finanzierungen
werden erleichtert, weil dafür ein
gewisser Anfechtungsschutz be-
steht. Bei den derzeit üblichen au-
ßergerichtlichen Sanierungsversu-
chen gibt es all das nicht, sie schei-
tern daher nicht selten am Wider-
stand eines einzigen Gläubigers.

Ob das Verfahren in der
Ediktsdatei publik gemacht wird
oder nicht, bestimmt ebenfalls der
Schuldner. Es nicht öffenüich zu
machen, kann den Weiterbetrieb
erleichtern:  Denn wird es publik,
werden Geschäftspartner nur noch

gegen Vorauszahlung leisten", sagt
Michael Haiböck, Restrukturie-
rungsexperte bei Haslinger Nagele.
Das kann dann erst recht Zah-
lungsunfähigkeit auslösen und Sa-
nierungsbestrebungen scheitern
lassen. Es kann aber auch gute
Gründe geben, die Sache doch pu-
blik zu machen:  Beabsichtigt man
eine allgemeine Vollstreckungs-

sperre oder die europaweite Aner-
kennung des Verfahrens, setzt dies
die Veröffentlichung in der Edikts-
datei voraus", sagt Haiböck.

Chef im Unternehmen bleibt
der Schuldner. Ihm wird jedoch ein
Restrukturierungsbeauftragter zur
Seite gestellt, der je nach gerichtli-
chem Auftrag Mitspracherechte
hat.

Wie sehen Restrukturierungs-
experten dieses Verfahren? Da
sind die Ansichten geteilt, im
Schnitt sind Gläubigerschützer
skeptischer als mit Sanierungen
befasste Anwälte. Dass es dafür
künftig außerhalb der Insolvenz
einen sicheren Rechtsrahmen ge-
ben soll, sei  sehr begrüßenswert",
sagt Miriam Simsa, Partnerin bei
Schönherr Rechtsanwälte.

Verbände selten involviert
Für  extrem spannend" hält Simsa
auch das neue vereinfachte Ver-
fahren für Fälle, in denen nur Fi-
nanzgläubiger betroffen sind. Al-
lein schon die Rute im Fenster,
dass einzelne Gläubiger über-
stimmt werden können, werde wo-
möglich die Bereitschaft zu außer-
gerichtlichen Lösungen erhöhen,
meint sie.

meint sie.
Karl-Heinz Götze, Leiter Insol-

venz beim KSV1870, ist indes skep-
tisch, ob das neue Verfahren auf
Dauer sehr viel erfolgreicher sein
wird als sein Vorgängermodell -

das Unternehmensreorganisa-
tionsgesetz, das sich als totes Recht
entpuppt hat. Auch dass die Gläu-
bigerschutzverbände meist nicht
involviert sein werden, sieht er als
Nachteil:  Ob mandrei oder 50 An-
sprechpartner hat, ist ein Unter-
schied." In Insolvenzverfahren be-
währe sich die Rolle der Verbände:
 In Österreich haben wir bis zu 30
Prozent erfolgreiche Sanierungen."
In Deutschland oder England sei
der Prozentbereich einstellig.
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Wien. Ein großer Streitpunkt bei der
Reform ist die generelle Verkür-
zung der Entschuldungsfrist in der
Insolvenz auf drei Jahre. Das soll
für Unternehmer und (vorerst be-
fristet) für  redliche Privatschuld-
ner" gelten. Gläubigerschützer se-

hen das teilweise kritisch: Die EU-
Restrukturierungs- und Insolvenz-
Richtlinie verlange es keineswegs,
 dass sämtliche Entschuldungs-
verfahren auf drei Jahre zu kürzen
sind", verlautet vom Alpenländi-
schen Kreditorenverband (AKV).
Und KSV-Experte Karl-Heinz Göt-
ze sagt zum Thema Privatschuld-
ner, hier wäre es sinnvoll gewesen,
erst einmal die Novelle 2017 zu
evaluieren, mit der die Frist von
sieben auf fünf Jahre verkürzt wur-

de.  Stattdessen hat man gleich
den nächsten Schritt gesetzt."

Anwalt Sebastian Mahr, Partner
bei PHH, betont indes den generel-
len Vorteil einer  kürzeren Dauer
per se", um redlichen Schuldnern
den rascheren Neustart zu ermögli-
chen - auch wenn hier die Mei-
nungen gespalten seien. Bei Unter-
nehmen gelte es zudem, Proble-
men im Zusammenhang mit der
Sitzverlegung in Länder mit kürze-
ren Fristen entgegenzuwirken.

Und Insolvenzrechtsexperte
Thomas Kurz gibt zu bedenken,
dass es  ein Systembruch gegen-
über der bisherigen Gesetzeslage
wäre, würde bei der erforderlichen
Frist zur Restschuldbefreiung eine
Einzelperson, die ein Unterneh-
men betreibt, anders behandelt als
ein Verbraucher". Damit würde
man den bestehenden Pfad verlas-
sen, meint er. (cka)

Entschuldungsfrist. An der generellen Verkürzung auf
drei Jahre scheiden sich die Geister.

Rascherer Neustart?

7300
Privatinsolvenzen
-22,8% ggü. 2019

Ehemalige
Selbstständigkeit
28,4%

Eigenes
Verschulden
29,4%

Weniger
Einkommen
17,4%

Persönliche
u. familiäre
Probleme
13,2%

Lebenskrisen
11,6%

Quelle: KSV1870  Grafik:  Die Presse"  GK

3034 Firmeninsolvenzen
-39,5 %ggü. 2019

-50,4% |
-48,9%

-48,2%

-45,9%

-43,4%

2020 NACHBUNDESLAND
Oberösterreich 283

Salzburg 187

Tirol 160

Vorarlberg 72

Kärnten 184

-37,0%

-35,8%

-35,2%
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3057
521

Insolvenzen

Unternehmensbezogene
Dienstleistungen

Textil- und Leder-
wirtschaft

Millionen Euro Passiva
-1360 ggü. 2019

AMSTÄRKSTENBETROFFENEBRANCHEN2020

mr-
Bauwirtschaft

94
20,7

Transportmittel/
Kraftfahrzeuge

50
5,9

Privat

Gastgewerbe

93 48,1

55,2

Verkehr/Nachrichten-
übermittlung

55 17,5

Lebens-und
Genussmittel

42 16,7

Land- und Forst-
wirtschaft

Elektronische
Datenverarbeitung

34 54,5

Freizeit-
wirtschaft
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